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Welche Themen im Bereich der europäischen Justizdigitalisierung wurden von 
Nordrhein-Westfalen seit Anfang des Jahres 2023 aktiv gestaltet und inwiefern 
hat die Koordinierungsstelle die Umsetzung europäischer Vorgaben nach in-
nen koordiniert und den Bund bei der Vertretung der deutschen Justiz nach au-
ßen unterstützt? 
 
1. E-Justiz Koordinierungsstelle Europa (EKE) 
Die E-Justiz-Koordinierungsstelle Europa (EKE) wurde im Jahr 2023 durch den Ab-
schluss einer Verwaltungsvereinbarung zwischen den Justizverwaltungen von Bund 
und Ländern bei dem Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen einge-
richtet und fungiert seitdem als eine zentrale Einrichtung der deutschen Justiz zur För-
derung der digitalen Vernetzung der Justiz über die deutschen Staatsgrenzen hinaus. 
Sie wird von Bund und Ländern gemeinsam finanziert und verantwortet. Die EKE fun-
giert als dauerhafte Koordinierungsstelle für die europäische Justizdigitalisierung und 
arbeitet im Auftrag der Bund-Länder-Kommission für Informationstechnik in der Justiz 
(BLK). Ihre Einrichtung trägt dem Umstand Rechnung, dass die fortschreitende Digita-
lisierung der Justiz nicht mehr allein auf nationaler Ebene gestaltet werden kann, son-
dern zunehmend europäische Abstimmung und internationale technische Standards 
erfordert. 
 
Vor dem Hintergrund der föderalen Struktur Deutschlands kommt der EKE eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Zuständigkeit für die Justiz und für Digitalisierung liegt 
überwiegend bei den Ländern, gleichzeitig müssen auf europäischer Ebene einheitli-
che deutsche Positionen vertreten und möglichst einheitlich technisch umgesetzt wer-
den. Die EKE schafft die Möglichkeit, eine gemeinsame Willensbildung der Länder ef-
fizient zu organisieren und diese Positionen auch kurzfristig in europäische Debatten 
und Entscheidungsprozesse einzubringen. Sie fungiert damit als Bindeglied zwischen 
den Justizverwaltungen der Länder, dem Bund und den Institutionen der Europäischen 
Union. Zu ihren Aufgaben gehört die Vorbereitung von Anpassungen an aktuelle eu-
ropäische Entwicklungen, die Koordinierung praktischer Umsetzungsmaßnahmen in 
den einzelnen Ländern sowie die Vertretung deutscher Interessen in den technischen 
Ausschüssen und Arbeitsgruppen der Europäischen Union. 
 
Eine herausragende Rolle spielt dabei das dezentrale IT-System e-CODEX (e-Justice 
Communication via Online Data EXchange), das als technische Grundlage für den si-
cheren elektronischen Austausch von Dokumenten und Informationen zwischen Jus-
tizbehörden verschiedener europäischer Staaten dient. Über e-CODEX sollen bei-
spielsweise Gerichte, Staatsanwaltschaften und andere Justizbehörden in die Lage 
versetzt werden, Schriftstücke, Beweismittel, Anträge oder Entscheidungen schnell, 
sicher und standardisiert über nationale Grenzen hinweg auszutauschen. Die Einfüh-
rung eines solchen Systems ist eine wesentliche Voraussetzung für die Schaffung ei-
nes digitalen europäischen Rechtsraums, in dem grenzüberschreitende Verfahren ef-
fizient und medienbruchfrei abgewickelt werden können (dazu im Einzelnen und Punkt 
2.). 
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Dass die EKE in Nordrhein-Westfalen angesiedelt wurde, hängt unmittelbar mit der 
besonderen Rolle des Landes bei der Entwicklung von e-CODEX zusammen. Das Mi-
nisterium der Justiz Nordrhein-Westfalen war auf europäischer Ebene führend an der 
Entwicklung des Projekts e-CODEX (bevor dieses verpflichtend durch die Verordnung 
(EU) 2022/850 (e-CODEX-Verordnung) in mittlerweile allen Mitgliedsstaaten der EU 
eingeführt wurde) beteiligt und wirkte und wirkt darüber hinaus maßgeblich an den 
anschließenden Maintenance- und Pilotprojekten mit. Ziel dieser Projekte war und ist 
die Entwicklung und Einführung einheitlicher Technologien, Kommunikationsstan-
dards und Transportprotokolle für den internationalen Austausch von Dokumenten und 
Informationen im Justizbereich. Nordrhein-Westfalen verfügte bereits früh über um-
fangreiche Erfahrungen im Bereich des elektronischen Rechtsverkehrs und der Digi-
talisierung gerichtlicher Verfahren. Aufgrund dieser Expertise übernahm das Land in-
nerhalb der europäischen Projektstrukturen eine koordinierende und gestaltende 
Rolle. Über viele Jahre hinweg entstand dadurch – unter starker Einbindung der in 
diesem Bereich europaweit als Experten anerkannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bei IT.NRW – ein europaweit anerkanntes Kompetenzzentrum für digitale Justizkom-
munikation. Die Entscheidung, die EKE dauerhaft in Nordrhein-Westfalen anzusiedeln, 
knüpft daher unmittelbar an die dort bereits vorhandenen fachlichen, technischen und 
organisatorischen Kompetenzen an. 
 
Eine der wichtigsten Aufgaben der EKE besteht heute darin, das System e-CODEX in 
Deutschland flächendeckend und effektiv zur Anwendung zu bringen. Hierzu koordi-
niert sie die Einführung des Systems und die technische Anbindung der Justizverwal-
tungen, begleitet die Umsetzung europäischer Vorgaben und sorgt dafür, dass die ein-
zelnen Länder ihre Maßnahmen aufeinander abstimmen. Gleichzeitig beobachtet die 
EKE die Weiterentwicklung der europäischen Digitalisierungsinitiativen und bereitet 
notwendige Anpassungen der deutschen Systeme und Verfahren vor. Auf diese Weise 
trägt sie dazu bei, dass die deutsche Justiz langfristig in die europäische digitale Infra-
struktur integriert bleibt und den Anforderungen eines zunehmend vernetzten Rechts-
raums gerecht werden kann. Zusätzlich ist die EKE an von der EU finanzierten Projek-
ten beteiligt, welche die Digitalisierung im Bereich der Justiz voranbringen sollen. Hier-
durch wird gewährleistet, dass die deutsche Justiz frühzeitig von europäischen För-
derprogrammen profitiert und finanzielle Mittel der Europäischen Union für die Umset-
zung digitaler Infrastruktur- und Innovationsprojekte in Deutschland erschlossen wer-
den können. 
 
Die Steuerung der EKE erfolgt durch Beschlüsse der Bund-Länder-Kommission für 
Informationstechnik in der Justiz. Dadurch wird sichergestellt, dass die Interessen aller 
Länder berücksichtigt werden und die Koordinierungsstelle ihre Aufgaben im Einklang 
mit den gemeinsam festgelegten strategischen Zielen wahrnimmt. Die EKE ist somit 
nicht lediglich eine technische Servicestelle, sondern ein zentrales Steuerungs- und 
Koordinierungsinstrument der deutschen Justiz für die europäische Digitalisierung. Sie 
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verbindet die föderalen Strukturen Deutschlands mit den Anforderungen einer zuneh-
mend integrierten europäischen Justiz und leistet einen wesentlichen Beitrag zur Mo-
dernisierung und Internationalisierung der Rechtspflege. 
 
2. e-CODEX 
Wie oben dargestellt verfolgt die Europäische Kommission schon lange das Ziel der 
Etablierung eines flächendeckenden europaweiten elektronischen Rechtsverkehrs. 
Nach Abschluss des Projekts e-CODEX wurden anschließend in den Nachfolgepro-
jekten Me-CODEX (Maintenance of e-CODEX), Me-CODEX II und Me-CODEX III ent-
wickelte Transportlösungen und Standards weiterentwickelt. Das Ministerium der Jus-
tiz des Landes-Nordrhein-Westfalen war zusammen mit IT.NRW bereits an e-CODEX 
und allen Folgeprojekten im Auftrag der BLK maßgeblich beteiligt und nahm als Kon-
sortialführer und Projektkoordinator eine europaweite Führungsrolle im Bereich Justiz-
digitalisierung wahr.  
 
Mit der im Mai 2022 verabschiedeten e-CODEX-Verordnung wurde die Rolle von e-
CODEX als grundlegendem Baustein für die weitere Entwicklung des europäischen 
elektronischen Rechtsverkehrs festgeschrieben und dessen Weiterentwicklung und 
Pflege der "Europäischen Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen 
im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" (eu-LISA) anvertraut. Mit Ab-
schluss des EU-Projektes Me-CODEX III fand am 29. Februar 2024 in Den Haag die 
feierliche symbolische Übergabe des e-CODEX-Systems an eu-LISA statt. Nach der 
Verabschiedung der e-CODEX-Verordnung wird die Bedeutung von e-CODEX in Zu-
kunft noch deutlich zunehmen. Die Neufassungen der Europäischen Zustellungsver-
ordnung (Verordnung (EU) 2020/1784, EuZVO) und der Europäischen Beweisaufnah-
meverordnung (Verordnung (EU) 2020/1783, EuBVO) sehen seit dem 1. Mai 2025 die 
verpflichtende Nutzung von e-CODEX bei der grenzüberschreitenden Kommunikation 
vor.  Fast 30 weitere Verfahren sollen mit Hilfe von e-CODEX in den kommenden Jah-
ren digitalisiert werden, was in den Mitgliedsstaaten weitere erhebliche Aufwände ver-
ursachen wird. 
 
3. Referenzimplementierungssoftware JUDEX der Europäischen Kommission 
Die sog. Referenzimplementierungssoftware JUDEX (JUstice Digital EXchange Sys-
tem; vormals eEDES genannt) wurde und wird von der EU-Kommission entwickelt und 
weiterentwickelt und soll den Austausch von Rechtshilfeersuchen in Europa über e-
CODEX vereinfachen. Diese webbasierte Anwendung steht allen Mitgliedstaaten zur 
Verfügung, die (bislang) keine eigenen Fachanwendungen unmittelbar an e-CODEX 
angebunden haben. JUDEX wurde in mehreren EU-Förderprojekten (Electronic Ex-
change of e-Evidences over e-CODEX (EXEC und EXEC II)), an denen auch Nordrhein-
Westfalen beteiligt war, erprobt. Die Anwendung wird nach Bereitstellung durch die 
EU-Kommission zentral in den Mitgliedstaaten installiert und stellt für die Nutzerinnen 
und Nutzer eine Weboberfläche zur Verfügung, über die Rechtshilfeersuchen empfan-
gen, bearbeitet und verschickt werden können. Die eigentliche Anwendung wird in 
Deutschland im Auftrag der EKE zentral durch IT.NRW betrieben und wird - faktisch 
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als bundeseinheitlich betriebenes Fachverfahren - seit dem 1. Mai 2025 koordiniert 
durch die EKE für die Abwicklung von Rechtshilfeersuchen nach der EuZVO und der 
EuBVO genutzt. Im Strafbereich koordiniert die EKE seit einigen Jahren die Anbindung 
von Staatsanwaltschaften für einen Pilotbetrieb der Europäischen Ermittlungsanord-
nung sowie aktuell im Rahmen der Umsetzung der E-Evidence-Verordnung (VO (EU) 
2023/1543) die Anbindung aller Staatsanwaltschaften sowie von Finanz- und Polizei-
behörden, und sog. Diensteanbietern. Weitere Einzelheiten zu diesen und zahlreichen 
weiteren Rechtshilfeinstrumenten sind in Abschnitt 5. näher beschrieben. 
  
Die EKE übernimmt in diesem Zusammenhang die Scharnierfunktion zwischen den 
Ländern und der Europäischen Kommission sowie dem Betreiber des deutschen Zu-
gangspunkt zu der Referenzimplementierung, IT.NRW. Sie ist sog. "single point of con-
tact" für technische Vorgaben aus Europa und koordiniert die Einführung der Refe-
renzimplementierung JUDEX in Deutschland für die jeweiligen Anwendungsfälle.  
 
4. Erweiterung von SAFE public  
Durch ihre Tätigkeiten bei der europäischen Justizdigitalisierung ist die EKE auch in 
die Neustrukturierung der Datenbank SAFE public eingebunden. In SAFE public wer-
den aktuell bereits die Kommunikationsdaten aller am nationalen Rechtsverkehr teil-
nehmenden Entitäten verwaltet. Durch einen BLK-Beschluss wurde die Projektgruppe 
"Court Data Base" mit der Erarbeitung einer Erweiterung von SAFE public beauftragt. 
Zur Vermeidung redundanter Datenhaltungs- und pflegeprozesse sollen zukünftig 
auch die für die nationalen Zulieferungen an die europäische Court Data Base (CDB) 
erforderlichen Entitäten hier verwaltet werden. Darüber hinaus sollen die derzeit im 
Orts- und Gerichtsverzeichnis (OGV) zum Zwecke der Zuständigkeitsfindung gespei-
cherten Daten nach SAFE public überführt werden. Ziel ist die Schaffung einer zentra-
len, nationalen Datenbasis aller an der nationalen und europäischen elektronischen 
justiziellen Kommunikation beteiligten Entitäten. An den Arbeiten der Projektgruppe ist 
die EKE insbesondere als Ansprechstelle für die Arbeiten an der CDB und als "single 
point of contact" der Europäischen Kommission in großem Umfang beteiligt, da im 
Rahmen der technischen Umsetzung der Digitalisierungsinitiative der Europäischen 
Union der Ausbau und die Pflege der CDB eine erhebliche Relevanz entfaltet hat. Nur 
über die Zuständigkeitsinformationen der CDB wird es ermöglicht, dass deutsche Stel-
len aus den Mitgliedstaaten im Rahmen des digitalen Rechtshilfeverkehrs richtig 
adressiert werden können bzw. nationale Beteiligungen ermöglicht werden. 
 
5. Verordnungen  
a. EuZVO/EuBVO  
Seit dem 1. Mai 2025 erfolgt der grenzüberschreitende Austausch nach der Neufas-
sung der EuZVO und der EuBVO auf Basis des e-CODEX-Systems. Die technische 
Anbindung der innerhalb Deutschlands beteiligten Gerichte und Behörden wurde von 
der EKE konzeptioniert und koordiniert. Am 1. Mai 2025 startete Deutschland mit dem 
technischen Anschluss von über 900 Gerichten der Arbeits- und Zivilgerichtsbarkeit 
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und weit über 6.000 Nutzerinnen und Nutzern in der Referenzimplementierungssoft-
ware JUDEX fristgerecht in den Echtbetrieb. Dies gelang in Europa sonst nur Luxem-
burg und Portugal flächendeckend. Das erste Ersuchen europaweit wurde von 
Deutschland nach Polen versandt. Innerhalb des ersten Jahres nach dem Start wurden 
mehr als 80.000 Nachrichten von/nach Deutschland elektronisch ausgetauscht, was 
einen erheblichen Teil des gesamten Nachrichtenaufkommens ausmacht. Nach dem 
Übergang in den Echtbetrieb nimmt die EKE zusammen mit nationalen Expertinnen 
und Experten weiterhin an wöchentlichen technischen Treffen sowie an dem Len-
kungsausschuss der Kommission für diese Rechtsakte teil und leistet den bundeswei-
ten sog. Second-Level-Support. Darüber hinaus leistete die EKE für sämtliche ange-
schlossenen Behörden in Deutschland den 1st Level Support, bis dieser im Einklang 
mit dem föderalen System sukzessive von den einzelnen Bundesländern übernommen 
wurde. Die EKE ist der "single point of contact" zu der Europäischen Kommission so-
wie den anderen Mitgliedstaaten und dem IT-Dienstleister IT.NRW.  
 
b. e-Evidence  
Die EKE koordiniert den technischen Roll-out bzgl. des e-Evidence Dossiers (VO (EU) 
2023/1543 und RL (EU) 2023/1544), das im Sommer 2023 in Kraft getreten ist. Es soll 
ab dem 18. August 2026 den Zugang zu elektronischen Beweismitteln bzw. zu digita-
len Daten innerhalb der EU-Mitgliedstaaten im Rahmen von Strafverfahren vereinfa-
chen und beschleunigen. Mittels einer Sicherungs- bzw. Herausgabeanordnung kann 
sich die Anordnungsbehörde (issuing authority) direkt an Diensteanbieter (service pro-
vider) (z.B. Telekommunikationsanbieter) im EU-Ausland wenden und von diesen eine 
Antwort erwirken, ohne den Weg der bisherigen justiziellen Rechtshilfe beschreiten zu 
müssen. In bestimmten Fällen erfolgt zusätzlich eine Benachrichtigung der Vollstre-
ckungsbehörde (enforcing authority) in dem EU-Mitgliedsstaat, in dem die Daten er-
sucht werden. Diese kann die Herausgabe der Daten unter bestimmten Voraussetzun-
gen ablehnen. Dabei soll die Kommunikation in diesem Kontext ebenfalls über e-
CODEX erfolgen, weshalb alle teilnehmenden Behörden (neben Gerichten auch 
Staatsanwaltschaften Polizei- und teilweise Finanzbehörden) sowie die verpflichteten 
Diensteanbieter – koordiniert durch die EKE – an e-CODEX anzubinden sind. Auch 
insoweit sollen Ersuchen und elektronische Beweismittel zunächst über die unter 
Punkt 3 näher beschriebene Webanwendung JUDEX versandt werden. Der finale Ent-
wurf des Durchführungsrechtsaktes wurde im Sommer 2025 von den Mitgliedsstaaten 
angenommen, das Umsetzungsgesetz in Deutschland ist im März 2026 in Kraft getre-
ten. Die EKE war in die Verhandlungen im Komitologieausschuss zur Erarbeitung des 
Umsetzungsrechtsakts eingebunden und nimmt als ständiges Mitglied an der Expert 
Group sowie an technischen Meetings teil, in denen die EU-Kommission mit den Mit-
gliedstaaten die konkrete Ausgestaltung und die Abläufe bespricht. Dieser Prozess 
erweist sich auf Grund der Komplexität der Materie und der Vielzahl und Heterogenität 
der betroffenen Behörden und Unternehmen erwartungsgemäß als ausgesprochen 
kleinteilig und aufwändig. Weiterhin koordiniert die EKE für den Bund und die Bundes-
länder die Teilnahme interessierter Personen aus allen betroffenen Ressorts an sog. 
Mastertrainer-Schulungen, die die Europäische Kommission für den Umgang mit der 
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Anwendung JUDEX anbietet. Die Idee des Mastertrainer-Systems ist, dass die ge-
schulten Mastertrainer Multiplikatoren schulen, die ihrerseits die breite Masse der Nut-
zenden instruieren. Die EKE konnte für die zunächst von April bis Juni 2026 angebo-
tenen Schulungen ca. 90 von 180 insgesamt für sämtliche Mitgliedstaaten verfügbaren 
Schulungsplätze besetzen und somit die Grundlage für eine umfassende Schulung der 
Nutzenden in der Bundesrepublik Deutschland schaffen. Daneben besteht – bzgl. der 
technischen Aspekte jeweils in enger Abstimmung mit IT.NRW – ein regelmäßiger 
Austausch mit Ansprechpersonen des Bundes und der Bundesländer, dem Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, dem Bundesamt für Justiz sowie 
den großen in Deutschland ansässigen Internetserviceprovidern, um eine reibungs-
lose Umsetzung bis August 2026 zu gewährleisten.  Zusätzlich steht die EKE in engem 
Kontakt zu großen ausländischen Internetserviceprovidern (z.B. Meta) und zu anderen 
Mitgliedsstaaten, um auch in bilateralen Gesprächen die Umsetzung zu fördern. 
 
c. Digitalisierungsverordnung 
Mit ihrer Verordnung über die Digitalisierung der justiziellen Zusammenarbeit und des 
Zugangs zur Justiz in grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- und Strafsachen und zur 
Änderung bestimmter Rechtsakte im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit (Verord-
nung (EU) 2023/2844 vom 13. Dezember 2023) hat die Europäische Union zudem die 
Digitalisierung von weiteren 24 grenzüberschreitenden Rechtshilfeakten aus dem Zivil- 
und Strafrechtsbereich angestoßen.  
 
Für die Entwicklung der Durchführungsrechtsakte werden unter dem Vorsitz der Euro-
päischen Kommission mit Beteiligung aller Mitgliedsstaaten Komitologieverfahren über 
die rechtlichen und technischen Umsetzungsdetails für die einzelnen Rechtshilfeinstru-
mente sowie auch für horizontal übergreifende Themen durchgeführt. Soweit diese für 
die ersten 18 Rechtshilfeinstrumente bereits stattfinden, nehmen für Deutschland na-
tionale Expertinnen und Experten, begleitet durch Vertreterinnen und Vertreter der 
EKE und des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz, teil. 
 
Im ersten Zuge der Umsetzung erfolgt die Digitalisierung des Europäischen Haftbe-
fehls (European Arrest Warrant), der Europäischen Ermittlungsanordnung (European 
Investigation Order), von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen (Freezing 
and Confiscation Order), dem europäischen Mahnbescheid (European Payment Or-
der) und dem europäischen Verfahren für geringfügige Forderungen  (bis 5.000,00 
EUR) (European Small Claims Procedure). Die Durchführungsrechtsakte, an deren 
Ausgestaltung die EKE in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Justiz und 
für Verbraucherschutz mitgewirkt hat, wurden Anfang 2026 erlassen, derzeit wird je-
doch die hierin ursprünglich vorgesehene Umsetzungsfrist bis März 2028 durch die 
Europäische Kommission nach einer Abstimmung der Mitgliedstaaten auf eine mögli-
che, bis zu zweijährige, Verlängerung geprüft.  
 
Aufgrund eines EU-Projekts zur Entwicklung einer Referenzimplementierungssoftware 
für alle Mitgliedstaaten (Electronic Exchange of e-Evidences over e-CODEX (EXEC 
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II)), das in der Vergangenheit durch das Justizministerium Nordrhein-Westfalen beglei-
tet wurde, nimmt Deutschland für die Europäische Ermittlungsanordnung bereits seit 
dem Jahr 2014 erfolgreich an einem Pilotbetrieb des Austausches dieser Anordnungen 
über das e-CODEX-System teil. Nachdem dieser Pilotbetrieb zunächst nur mit den 
Niederlanden erfolgte, sind nach einer Ausweitung der Pilotierung von Staatsanwalt-
schaften aus Nordrhein-Westfalen und Bayern seit diesem Jahr auch Behörden aus 
Niedersachsen unter der Betreuung der EKE beteiligt und im steten Austausch mit 
diversen anderen pilotierenden Mitgliedstaaten. 
 
Die zweite Digitalisierungsrunde betrifft europäischen Rechtshilfeakte in den Berei-
chen Insolvenzverfahren, Kontopfändungen, zivilrechtliche Schutzmaßnahmen, Pro-
zesskostenhilfe, Freiheitsstrafen und europäischen Schutzanordnungen. Hier sind die 
umfassenden Komitologieausschusssitzungen unter Beteiligung der EKE im Februar 
2025 gestartet. Ob der Erlass der Durchführungsrechtsakte wie geplant Anfang 2027 
erfolgen wird, hängt von der vorgenannten Prüfung einer zeitlichen Anpassung der 
Fristen durch die Europäische Kommission ab.  
 
Seit April 2026 haben zudem in Komitologieausschusssitzungen die Arbeiten für die 
Digitalisierung der europäischen Rechtshilfeakte zum ehelichen Güterstand und dem 
Güterstand eingetragener Partnerschaften, in Nachlasssachen, zur Sicherstellungsan-
ordnung, zu der Anerkennung von Geldsanktionen und Einziehungsentscheidungen 
sowie zur Beilegung von strafrechtlichen Kompetenzkonflikten begonnen. Das Bun-
desamt für Justiz pilotiert bereits seit einigen Jahren mit seiner eigenen Fachanwen-
dung VEGAS für das Rechtshilfeinstrument "EU Geldsanktionen" einen (einseitigen, 
nur empfangenden) Austausch mit den Niederlanden über einen e-CODEX Connector 
Client, seit Anfang des Jahres sendet auch Frankreich Ersuchen hierüber nach 
Deutschland. Über die Möglichkeit, diese Pilotierung gegebenenfalls auf einen beid-
seitigen Austausch auszuweiten, wird derzeit mit den auf deutscher Seite beteiligten 
Stellen unter Federführung der EKE diskutiert. 
 
In der letzten Runde umzusetzender Rechtshilfeinstrumente wird unter Mitarbeit der 
EKE die Digitalisierung eines europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene For-
derungen sowie der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Unterhalts-
, Zivil- und Handelssachen sowie in Ehesachen und Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung, der Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und alternativen 
Sanktionen sowie von Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungs-
haft erfolgen. Der Start der Komitologieausschusssitzungen unter Beteiligung der EKE 
für diese vierte Umsetzungsrunde ist für das Frühjahr 2027 vorgesehen.   
 
d. Transfer of proceedings  
Die EKE begleitet zudem die technische und fachliche Umsetzung der Verordnung 
(EU) 2024/3011 über die Übertragung von Strafverfahren innerhalb der Europäischen 
Union und nimmt hierzu gemeinsam mit nationalen Expertinnen und Experten an Sit-
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zungen des einschlägigen Komitologieausschusses teil. Inhaltlich betrifft die Umset-
zung dieser Verordnung die Schaffung standardisierter Verfahren für die grenzüber-
schreitende Übertragung von Strafverfahren zwischen den Mitgliedstaaten sowie die 
Digitalisierung des diesbezüglichen Informationsaustauschs. Zur Unterstützung der 
Zusammenarbeit der zuständigen Justizbehörden soll die Kommunikation künftig auch 
hier über das e-CODEX-System erfolgen. 
 
e. Counter Terrorism  
Die EKE koordiniert weiterhin die technische Umsetzung der EU-Verordnung im Hin-
blick auf digitalen Informationsaustausch in Terrorismusfällen (VO (EU) 2023/2131) 
und nimmt diesbezüglich gemeinsam mit nationalen Expertinnen und Experten an Ko-
mitologieausschusssitzungen teil. Inhaltlich betrifft die Umsetzung dieser Verordnung 
die Digitalisierung der Kommunikation zwischen den Mitgliedstaaten und Eurojust im 
Zusammenhang mit dem Europäischen Justiziellen Terrorismusregister, die ab Ende 
2027 ebenfalls über e-CODEX erfolgen soll.  
 
f. Erwachsenenschutz  
Die EU-Verordnung über den Schutz Erwachsener soll volljährige Personen, die auf-
grund von Beeinträchtigungen (wie Demenz) ihre Interessen nicht selbst vertreten kön-
nen, in grenzüberschreitenden Fällen schützen. Nach jahrelangen Verhandlungen ha-
ben das EU-Parlament und der Rat im Mai 2026 eine vorläufige Einigung erzielt, die 
EKE war hier an den deutschlandweiten Abstimmungen im Vorfeld bereits beteiligt, 
insbesondere auch aufgrund der angedachten Vorgabe der Nutzung des e-CODEX-
Systems. 
 
6. EU-Projekte  
a. SimpliVi  
Das Projekt SimpliVi (Simplifying Cross-Border Judicial Videoconferencing in Europe) 
ist ein von der Europäischen Union gefördertes E-Justice-Projekt, das die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit von Justizbehörden durch den Einsatz von Videokonfe-
renztechnologien verbessern soll. Es verfolgte das Ziel, die organisatorischen und 
technischen Voraussetzungen für internationale Videokonferenzen im Justizbereich 
weiterzuentwickeln und die europäische Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu stär-
ken. Dabei steht insbesondere die Frage im Mittelpunkt, wie bestehende europäische 
Digitalisierungsinfrastrukturen genutzt und weiterentwickelt werden können, um grenz-
überschreitende Verfahren effizienter zu gestalten. 
 
Das Projekt wurde im Rahmen des EU-Justizprogramms gefördert und hatte eine Lauf-
zeit von April 2023 bis September 2025. Beteiligt waren Justizministerien, Gerichtsver-
waltungen und technische Partner aus mehreren europäischen Staaten, darunter Ös-
terreich, Griechenland, Polen, Spanien und Portugal sowie für Deutschland die EKE. 
Durch die Zusammenarbeit dieser Partner sollte ein europaweiter Erfahrungsaus-
tausch ermöglicht und die Entwicklung gemeinsamer Lösungen für die digitale Justiz-
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zusammenarbeit vorangetrieben werden. Zu Beginn des Projekts wurden die rechtli-
chen, organisatorischen und technischen Rahmenbedingungen in den beteiligten 
Staaten untersucht. Hierfür führten die Projektpartner Interviews mit Expertinnen und 
Experten, organisierten Studienbesuche und analysierten bestehende Verfahren und 
technische Lösungen. Die gewonnenen Erkenntnisse bildeten die Grundlage für die 
weitere Projektarbeit und die Entwicklung gemeinsamer Handlungsempfehlungen. 
 
Im weiteren Verlauf des Projekts wurden die Untersuchungsergebnisse zusammenge-
führt und ausgewertet. Daraus entstanden Empfehlungen für Justizverwaltungen und 
politische Entscheidungsträger auf nationaler und europäischer Ebene. Ziel war es, 
die zukünftige Entwicklung digitaler Justizverfahren zu unterstützen und die Zusam-
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern. Ein weiterer Schwerpunkt des 
Projekts lag auf der Entwicklung technischer Lösungen auf Basis von e-CODEX. Dabei 
sollte untersucht werden, wie die bestehende europäische Infrastruktur für den siche-
ren elektronischen Datenaustausch genutzt werden kann, um auch die Organisation 
und Durchführung grenzüberschreitender Videokonferenzen zu unterstützen. SimpliVi 
knüpft damit unmittelbar an die europäischen E-Justiz-Initiativen und die Weiterent-
wicklung von e-CODEX an. 
 
Insgesamt ist SimpliVi als ein europäisches Pilot- und Entwicklungsprojekt zu verste-
hen, das praktische Erfahrungen verschiedener Mitgliedstaaten bündelt und diese für 
die Weiterentwicklung der europäischen Justizdigitalisierung nutzbar macht. Das Pro-
jekt leistet damit einen Beitrag zur Umsetzung der europäischen E-Justiz-Strategie und 
unterstützt die Schaffung eines stärker vernetzten digitalen europäischen Rechts-
raums. Ergebnis des Projektes war ein sog. Empfehlungspapier. Dieses beschäftigt 
sich mit der Frage, wie grenzüberschreitende Videokonferenzen im europäischen Jus-
tizbereich verbessert und vereinfacht werden können. Ausgangspunkt des Projekts ist 
die Erkenntnis, dass Videokonferenztechnologien während der COVID-19-Pandemie 
erheblich an Bedeutung gewonnen haben und mittlerweile in vielen nationalen Ge-
richtsverfahren zum Einsatz kommen. Im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr be-
stehen jedoch weiterhin zahlreiche rechtliche, organisatorische und technische Her-
ausforderungen, die eine umfassende Nutzung erschweren. Ziel des Projekts war es 
daher, bestehende Hindernisse zu identifizieren und Lösungsansätze für eine europa-
weit besser vernetzte digitale Justiz zu entwickeln. Für die Untersuchung wurden die 
Erfahrungen zahlreicher europäischer Staaten ausgewertet. Besondere Bedeutung 
misst das Empfehlungspapier der europäischen Digitalisierungsinfrastruktur e-CODEX 
bei. Das System wird als wesentliche Grundlage für eine sichere und standardisierte 
digitale Zusammenarbeit der Justizbehörden innerhalb Europas angesehen. Das Pro-
jekt empfiehlt daher, die Organisation und Durchführung grenzüberschreitender Video-
konferenzen künftig stärker auf e-CODEX zu stützen und europaweit einheitliche tech-
nische Standards zu fördern. Dadurch sollen die Zusammenarbeit zwischen den Mit-
gliedstaaten verbessert und die Voraussetzungen für einen digitalen europäischen 
Rechtsraum geschaffen werden. 
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b. "D-Rex 1 - Criminal" und "D-Rex 1 - Civil" –  
Zusammen mit Justizministerien, Gerichtsverwaltungen und technischen Partner aus 
Österreich, Spanien, den Niederlanden, Griechenland und Lettland reichte die EKE im 
Förderaufruf „JUST-2025-JACC-EJUSTI“ im Herbst 2025 zwei Projektanträge im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der ersten Rechtsakte der Digitalisierungsverord-
nung (VO (EU) 2023/2844) ein. Beide Projekte („Digitalisation Regulation – Implemen-
tation of e-CODEX Batch 1 – Criminal Law“ (D-Rex 1 – Criminal) sowie „Digitalisation 
Regulation – Implementation of e-CODEX Batch 1 – Civil Law“ (D-Rex 1 – Civil)) er-
hielten im April 2026 eine Förderzusage. Im Rahmen der beiden Projekte sollen erfor-
derliche Maßnahmen umgesetzt werden, um der Verpflichtung zur elektronischen 
Kommunikation über e-CODEX für drei strafrechtliche Rechtshilfeinstrumente – Euro-
päische Ermittlungsanordnung, Europäischer Haftbefehl sowie Sicherstellungs- und 
Einziehungsanordnungen – (Projekt D-Rex 1- Criminal) sowie zwei zivilrechtliche 
Rechtshilfeinstrumente – Europäischer Mahnbescheid und Europäisches Verfahren 
für geringfügige Forderungen – (Projekt D-Rex 1-Civil) aus der ersten Digitalisierungs-
runde unter der Digitalisierungsverordnung zu erfüllen. Dies erfolgt entweder durch 
den Einsatz der von der Europäischen Kommission entwickelten und bislang u.a. in 
Deutschland genutzten Referenzimplementierungssoftware JUDEX oder durch die 
Anpassung eines nationalen Justiz-IT-Systems der Mitgliedstaaten. Die EKE über-
nimmt im Projekt D-Rex 1 - Criminal die Leitung des Arbeitspakets zur Aktualisierung 
und Bereitstellung der Referenzimplementierungssoftware JUDEX und ist an allen wei-
teren Arbeitspaketen, die JUDEX betreffen, fachlich beteiligt. Die Projekte haben unter 
anderem das Ziel, grenzüberschreitende technische Tests für die Anwendungsfälle der 
drei strafrechtlichen sowie der beiden zivilrechtlichen Rechtshilfeinstrumente mit den 
beteiligten Partnern durchzuführen, technische Automatisierungen zur Court Database 
(CDB) zu analysieren sowie Schulungsmaterialen für die Anwenderinnen und Anwen-
der in den europäischen Mitgliedsstaaten zu entwickeln. Insgesamt erhoffen sich die 
Projektpartner, im Rahmen einer furchtvollen Zusammenarbeit über ihre Erfahrungen 
und Projektergebnisse die besten Umsetzungswege zu identifizieren und eine "Blau-
pause" für die Anbindung zukünftiger Rechtshilfeinstrumente an e-CODEX entwickeln 
zu können. 
 
7. eu-LISA 
a. e-CODEX AG  
Mit der vorgenannten Übergabe der Weiterentwicklung und Pflege von e-CODEX an 
die Europäischen Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (eu-LISA), die im Juni 2024 vollstän-
dig abgeschlossen war, erfolgte die Einrichtung der sog. e-CODEX Advisory Group (e-
CODEX AG). Die EKE nimmt als stimmberechtigtes Mitglied sowie durch weitere Ex-
pertinnen und Experten an den fortlaufenden Arbeiten sowie ca. vierteljährlich stattfin-
den Treffen dieser Gruppe aus Vertretern der Mitgliedstaaten sowie der Europäischen 
Kommission und weiterer Institutionen teil, die eu-LISA bei der technischen Umset-
zung, Weiterentwicklung und Nutzung des Systems unterstützen. Des Weiteren ist ein 
Mitglied der EKE Stellvertreter(in) des deutschen Mitglieds des e-CODEX Programme 
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Management Board (PMB), das den Verwaltungsrat von eu-LISA bei der Verwaltung 
des e-CODEX-Systems unterstützt und als entscheidende Schnittstelle dient, um digi-
tale Standards im grenzüberschreitenden europäischen Rechtsverkehr sicherzustel-
len. In den Sitzungen werden stets grundlegende Fragen der technischen Umsetzung 
diskutiert, Probleme identifiziert und Lösungen auf den Weg gebracht. 
 
b. EPPO  
Durch Beschluss der e-CODEX AG wurde auf Vorschlag der EKE im Herbst 2024 eine 
Unterarbeitsgruppe unter Vorsitz eines Mitglieds der EKE gegründet, die sich mit der 
Entwicklung digitaler Verfahrensstandards und die Frage, wie deren nationale Beson-
derheiten in diesen Prozess einbezogen werden können, an dem Unterfall der Anbin-
dung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EuStA) an das e-CODEX-System erfasst. 
Die hierfür erforderlichen Arbeiten, die in enger Zusammenarbeit der EuStA mit eu-
LISA erfolgen, sind so weit fortgeschritten, dass in absehbarer Zeit erste Mitgliedstaa-
ten in einen testweisen Austausch mit der EuStA treten können. 
 
c. Technical Subgroup 
Daneben wurde eine technische Unterarbeitsgruppe zur e-CODEX AG eingerichtet, 
an der die EKE ebenfalls beteiligt ist und in der unter Einbeziehung technischer Exper-
ten aus diversen EU-Mitgliedstaaten technische Details und Problemstellungen behan-
delt und mögliche technische Verbesserungen und Erweiterungen des e-CODEX-Sys-
tems erarbeitet werden. 
 
d. JITs  
Ferner nimmt die EKE den Sitz des nationalen Vertreters für Deutschland in der JITs 
(Joint Investigation Teams) Collaboration Platform Advisory Group (JITs CP AG) bei 
eu-LISA wahr und beteiligt sich als stimmberechtigtes Mitglied sowie durch weitere 
Experten an den laufenden Arbeiten sowie den ca. zehn Mal im Jahr stattfindenden 
Treffen dieser Gruppe aus Vertretern der Mitgliedstaaten, der Europäischen Kommis-
sion und weitere Institutionen. Die in Umsetzung der Verordnung (EU) 2023/969 ge-
plante Plattform soll die Kommunikation und Abstimmung innerhalb gemeinsamer Er-
mittlungsgruppen (GEG) im Rahmen von grenzüberschreitenden Strafverfolgungs-
maßnahmen erleichtern und soll sowohl eine Cloud-basierte Austauschplattform als 
auch eine Kommunikationskomponente in Form einer App enthalten. Der Start dieser 
Plattform ist nach vorausgegangenen, technisch bedingten Verschiebungen für das 
erste Quartal 2027 vorgesehen. In die diesbezüglich anstehenden umfangreichen Tes-
tungen der Plattform ist die EKE im Rahmen der sog. Test Management Expert Group 
ebenfalls aktiv eingebunden.  
 
8. Perspektivische Anbindung an die nationalen Endanwendungen  
Trotz des derzeitigen Ansatzes, für den europäischen Datenaustausch in Rechtshilfe-
sachen zunächst die von der Europäischen Kommission bereitgestellte Referenzim-
plementierungssoftware JUDEX zu nutzen, besteht in Deutschland das Interesse an 
einer Anbindung der nationalen Fachverfahren an das e-CODEX-System. Denn durch 
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die derzeit noch nicht vorhandene Unterstützung der nationalen Fachverfahren sind 
die deutschen Nutzenden bei der Arbeit in der europäischen Rechtshilfe gezwungen, 
ihre Fachverfahren zu verlassen und sich an der browserbasierten Webanwendung 
der Europäischen Kommission anzumelden. Hier müssen Daten, die bereits in den 
Fachverfahren erfasst sind, neu eingepflegt werden, in der europäischen Anwendung 
erzeugte Dokumente und Nachweise müssen händisch in die nationalen Fachverfah-
ren zur Vervollständigung der Akten übernommen werden. Die hierdurch entstehen-
den erhöhten Betriebsaufwendungen und Ressourcenbindungen sollen langfristig ver-
mieden und die Anwenderfreundlichkeit erhöht werden. 
 
Vor dem Hintergrund der bereits dargestellten Erweiterung von SAFE public bestehen 
daher Überlegungen, unter Fortführung vorausgegangener Projektarbeiten eine An-
bindungsmöglichkeit für die nationalen Fachverfahren unter Einbeziehung der EGVP-
Infrastruktur und Nutzung des XJustiz-Standards zu entwickeln. Auch hier ist die EKE 
eng in die stattfindenden Prozesse eingebunden. 
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